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Die Abgeordneten zum Nationalrat Gföhler, Gabrie1a Moser, 

Freundinnen und Freunde haben am 17. Juli 1995 unter der 

Nr. 1866/J an mich eine schriftliche parlamentarische Anfrage 

betreffend Vergabe von Kassenp1anste11en gerichtet, die 

folgenden Wortlaut hat: 

"1. Wie stehen Sie zu dieser Diskriminierung von öster­
reichischen Staatsbürgern? 

2. Welche Maßnahmen werden Sie ergreifen, um diesen Mißstand 
zu beheben? 

3. Sind Ihnen noch andere Bundesländer bekannt, die eine 
derartige Differenzierung bei der Kassenplanstellenvergabe 
vorsehen?" 

Diese Anfrage beantworte ich wie folgt: 

Zu den Fragen 1 bis 3: 

Ich stehe jeder wie auch immer gearteten Diskriminierung, auch 

österreichischer Staatsbürger, ablehnend gegenüber • 

. Eine Einflußnahme im Hinblick auf die Vergabe von Kassenplan­

stellen ist mir aufgrund der gegebenen Kompetenzrechtslage 

nicht möglich. Im übrigen obliegt die Wahrnehmung der auf­

sichtsbehördlichen Aufgaben im Zusammenhang mit den von den 

Landesärztekammern gesetzten Maßnahmen der jeweils zuständigen 

Landesregierung. 
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